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Neues aus Gesetzgebung & 
Finanzverwaltung 

 

BMF: Lohnsteuerliche Behandlung der Energiepreispauschale 

Das Bundesministerium der Finanzen (BMF) hat mit Schreiben vom 16. 
November 2022 Stellung zum Lohnsteuerabzug in Bezug auf die 
Energiepreispauschale nach dem Versorgungsrechtlichen 
Energiepreispauschalen-Gewährungsgesetz und vergleichbare Leistungen zum 
Ausgleich gestiegener Energiepreise nach Landesrecht genommen. 

Hintergrund 

Die mit dem Versorgungsrechtlichen Energiepreispauschalen-Gewährungsgesetz 
in der Fassung des Artikels 2 des Gesetzes vom 7. November 2022 (BGBl. I S. 
1985) geregelte Energiepreispauschale für Versorgungsbeziehende soll als 
steuerpflichtige Einnahme vollständig der Lohn- und Einkommensbesteuerung 
unterliegen (s. BT-Drs. 20/3938 S. 12 unter Pkt. II.). Die diesbezügliche 
gesetzliche Regelung im Jahressteuergesetz 2022 wird jedoch voraussichtlich 
erst Ende 2022 endgültig verabschiedet sein. 

Dazu nimmt das BMF wie folgt Stellung: 

Um unnötigen Bürokratieaufwand infolge einer verpflichtenden nachträglichen 
Korrektur des Lohnsteuerabzugs (§ 41c Absatz 1 Satz 1 Nummer 2 und Satz 2 
EStG) zu vermeiden, bestehen im Hinblick auf die kurz vor der endgültigen 
Verabschiedung stehende gesetzliche Regelung keine Bedenken, wenn 
Arbeitgeber die Energiepreispauschale für Versorgungsbeziehende bereits bei 
Auszahlung dem Lohnsteuerabzug unterwerfen. Hierbei ist davon 
auszugehen, dass die Energiepreispauschale für Versorgungsbeziehende 

- als Einnahme nach § 19 Absatz 2 EStG zu berücksichtigen ist, 

- nicht als Sonderzahlung im Sinne von § 19 Absatz 2 Satz 4 EStG gilt, jedoch 
als regelmäßige Anpassung des Versorgungsbezugs im Sinne von § 19 Absatz 2 
Satz 9 EStG, 

- bei der Berechnung einer Vorsorgepauschale nach § 39b Absatz 2 Satz 5 
Nummer 3 Buchstabe b und c EStG nicht zu berücksichtigen ist  

und die §§ 3 und 24a EStG bei der Lohnbesteuerung nicht anzuwenden sind. 

Anwendung 

Die Ausführungen des BMF-Schreibens gelten entsprechend für vergleichbare 
Leistungen zum Ausgleich gestiegener Energiepreise nach Landesrecht. 

Das Schreiben gilt ab dem 16. November 2022 bis zum 31. Dezember 2022. 
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Fundstelle 

BMF, Schreiben vom 16. November 2022, IV C 5 - S 1901/22/10009 :003. 

 

Bundestag beschließt Inflationsausgleichsgesetz 

Der Bundestag hat am 10. November 2022, den von den Koalitionsfraktionen 
eingebrachten Gesetzentwurf „zum Ausgleich der Inflation durch einen fairen 
Einkommensteuertarif sowie zur Anpassung weiterer steuerlicher Regelungen“ 
(Inflationsausgleichsgesetz — InflAusG) (BT-Drs. 20/3496) verabschiedet. 

Die Koalitionsfraktionen wollen durch verschiedene steuerliche Maßnahmen wie 
die Anhebung des Grundfreibetrages und des Kinderfreibetrages sowie durch ein 
höheres Kindergeld die Belastungen durch die Inflation reduzieren. 

Der Bundestag hat den Gesetzesentwurf in der Fassung der Empfehlung des 
Finanzausschusses verabschiedet Die folgenden Änderungen sind u.a. nunmehr 
in dieser Fassung vorgesehen: 

• schrittweise Anhebung des Grundfreibetrags ab 2023 von 
derzeit 10.347 Euro auf 10.908 Euro und ab 2024 auf 11.604 
Euro. 

• schrittweise Anhebung der Einkommensgrenze für 
den Spitzensteuersatz (42%) in § 32a Abs. 1 Satz 2 Nr. 4 EStG 
ab 2023 von derzeit 58.597 Euro auf 62.810 Euro und 
ab 2024 auf 66.761 Euro (eine Erhöhung 
der Einkommensgrenze für den sog. Reichensteuersatz in § 
32a Abs. 1 Satz 2 Nr. 5 EStG (45%) soll nicht erfolgen) 

• schrittweise Anhebung des in § 32 Abs. 6 EStG 
geregelten Kinderfreibetrages rückwirkend für 2022 von 
derzeit 2.730 Euro auf 2.810 Euro, ab 2023 auf 3.012 Euro und 
ab 2024 auf 3.192 Euro 

• Erhöhung des Kindergelds (§ 66 EStG) ab 2023 auf 250 Euro 
für jedes Kind. 

• Der Unterhaltshöchstbetrag nach § 33a EStG soll durch eine 
Einführung eines dynamischen Verweises an den 
Grundfreibetrag angepasst werden. Dadurch soll der 
Unterhaltshöchstbetrag rückwirkend für 2022 und für künftige 
Jahre dem Grundfreibetrag entsprechen. 

• Anhebung der zuletzt im Rahmen des Gesetzes zur 
Rückführung des Solidaritätszuschlags 1995 angepassten 
Freigrenzen in § 3 SolzG für die Veranlagung und den 
Lohnsteuerabzug ab 2023 und 2024 

Die Zustimmung des Bundesrates steht noch aus. 

https://www.bundesfinanzministerium.de/Content/DE/Downloads/Steuern/Steuerarten/Lohnsteuer/Programmablaufplan/2022-11-16-Energiepreispauschale-Lohnsteuerabzug.pdf?__blob=publicationFile&v=2
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Fundstelle 

Bundestag online, Meldung vom 10. November 2022. 

 

Bundestag beschließt Regelungen zu Meldepflichten für digitale Plattformen 
und Reform der Außenprüfung 

Mit den Stimmen der Koalitionsfraktionen hat der Bundestag am Donnerstag, 10. 
November 2022, den von der Bundesregierung vorgelegten Gesetzentwurf zur 
Umsetzung der Richtlinie (EU) 2021/514 des Rates vom 22. März 2021 zur 
Änderung der Richtlinie 2011/16/EU über die Zusammenarbeit der 
Verwaltungsbehörden im Bereich der Besteuerung und zur Modernisierung des 
Steuerverfahrensrechts (20/3436, 20/4228) gebilligt. 

Dabei folgte der Bundestag der Beschlussempfehlung des Finanzausschusses 
vom 09. November 2022 (20/4376). 

Hintergrund 

Die Betreiber digitaler Plattformen sollen verpflichtet werden, an das 
Bundeszentralamt für Steuern Informationen zu melden, die eine Identifizierung 
der auf den Plattformen aktiven Anbieter und die steuerliche Bewertung der von 
diesen durchgeführten Transaktionen ermöglichen. Meldepflichtig seien Anbieter 
sowohl aus dem Inland als auch aus anderen EU-Mitgliedsländern. Dazu ist auch 
ein automatischer Informationsaustausch zwischen den zuständigen Behörden in 
den EU-Mitgliedsländern geplant. 

Außerdem sieht das Gesetz Änderungen bei der Durchführung von steuerlichen 
Außenprüfungen vor. Diese Außenprüfungen sollen zeitnaher durchgeführt und 
beschleunigt werden. 

Änderungen 

Gegenüber dem ursprünglichen Entwurf (siehe unseren Blogbeitrag) sind dabei 
u.a. folgende Änderungen enthalten: 

- Möglichkeit eines Antrags auf Auskunft zum Anwendungsbereich des 
Plattformen-Steuertransparenzgesetzes (PStTG); 
– EU-Amtshilfegesetz, Automatische Übermittlung von Informationen, 
Finanzverwaltungsgesetz, Aufgaben des Bundeszentralamts für Steuern; 
– Ablaufhemmung der Festsetzungsfrist (§ 171 Absatz 4 AO n.F.); 
– Änderungen beim qualifizierten Mitwirkungsverlangen (§ 200a AO n.F.); 
– Geänderte Inkrafttretens- und Anwendungsregelungen zu den Änderungen der 
Abgabenordnung und verlängerte Erprobung alternativer Prüfungsmethoden. 

Fundstelle 

Bundestag, online. 

  

https://www.bundestag.de/dokumente/textarchiv/2022/kw45-de-inflation-920030
https://dserver.bundestag.de/btd/20/043/2004376.pdf
https://blogs.pwc.de/de/steuern-und-recht/article/232773/update-bmf-refe-zur-umsetzung-von-dac-7-und-zur-modernisierung-des-steuerverfahrensrechts/
https://www.bundestag.de/dokumente/textarchiv/2022/kw45-de-modernisierung-steuerverfahrensrecht-920050
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Aktuelle Rechtsprechung 
BFH-Entscheidungen, veröffentlicht am 17. November 2022 

 
 
Wird eine mit einem Vorbehaltsnießbrauch belastete Immobilie mit 
Zustimmung des Nießbrauchers gegen eine andere Immobilie in 
der Weise ausgetauscht, dass dem Nießbraucher an der neuen 
Immobilie auf der Grundlage eines zuvor vereinbarten, 
rahmenbildenden Vertrags wiederum ein Nießbrauch eingeräumt 
wird, und trägt der Nießbraucher wirtschaftlich die Anschaffungs- 
oder Herstellungskosten der Ersatzimmobilie, so setzt sich der 
Vorbehaltsnießbrauch an der erworbenen Immobilie fort 
(verlängerter Vorbehaltsnießbrauch).  
 
Zum Urteil 
 
 
 
 
 
Verzichtet der Chefarzt gegenüber dem Träger der Klinik, an der er 
tätig ist, auf das ihm durch die Klinik eingeräumte Recht zur 
Privatliquidation gegen monatliche Ausgleichszahlungen, die der 
Klinikträger leistet, um auch insoweit selbst gegenüber 
Privatversicherten abrechnen zu können, liegt eine steuerbare 
Verzichtsleistung vor, die nicht als Verzicht auf die zukünftige 
Erbringung von Heilbehandlungsleistungen gegenüber den 
Privatversicherten steuerfrei ist. 
 
Zum Urteil 
 
 
 
 
 
Erstattet eine Personengesellschaft ihrem Gesellschafter im Zuge 
der schadenersatzrechtlichen Rückabwicklung des 
Beteiligungserwerbs seine Einlage, handelt es sich beim 
Gesellschafter ertragsteuerrechtlich um einen Vorgang auf der 
Vermögensebene, der bei ihm nicht zu steuerbaren Einnahmen 
führt. Unerheblich ist, wie die Gesellschaft die ursprüngliche 
Einlageleistung verwendet hat (Abgrenzung von BGH, Urteil vom 
11.02.2014 - II ZR 276/12, BGHZ 200, 51, DStR 2014, 602). 
Aufwendungen, die dem Zweck dienen, sich aus einer 
gescheiterten Investition zu lösen, können als Werbungskosten nur 
abgezogen werden, soweit es sich um vorab entstandene 
vergebliche Aufwendungen (sog. Aufgabeaufwendungen) handelt 
(Bestätigung der Senatsrechtsprechung). 
 
Zum Urteil 
 

Urteil IX R 1/21: AfA-
Bemessungsgrundlage 
bei Austausch der mit 
einem Vorbehalts-
nießbrauch belasteten 
Immobilie - 
Surrogation) 
 
 
 
 
24. Mai 2022 
 

Urteil V R 36/20: 
Steuerbarer und 
steuerpflichtiger 
Verzicht auf das Recht 
zur Privatliquidation 
 
 
 
 
 
 
30. Juni 2022 
 

 

 
Urteil IX R 18/20: 
Schadenersatzrecht-
liche Rückabwicklung 
des Erwerbs einer 
Kommandit-
beteiligung 
 
 
 
 
 
19. Juli 2022 

 

https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202210215/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202210199/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202210214/
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Weitere Veröffentlichungen vom Tage:  
 

Urteil X R 1/20: Hinzurechnung eines Kirchensteuer-
Erstattungsüberhangs i.S. des § 10 Abs. 4b Satz 3 EStG setzt keine 
Kirchensteuerzahlung im Erstattungsjahr voraus 
29. Juni 2022 
Zum Urteil 
 
Beschluss III R 21/21: Verfassungsmäßigkeit des § 70 Abs. 1 Satz 2 EStG 
22. September 2022 
Zum Urteil 
 
 

Rechtsprechung im Blog 
 

Unternehmereigenschaft bei planmäßigem An- und Verkauf von Waren über 
die Internetplattform „ebay“ 
Der Bundesfinanzhof (BFH) hat in einem aktuellen Urteil entschieden, dass in 
Verkäufer, der auf jährlich mehreren hundert Auktionen Waren über „ebay" 
veräußert, eine nachhaltige und damit umsatzsteuerrechtlich eine 
unternehmerische steuerpflichtige Tätigkeit i.S. des § 2 Abs. 1 des 
Umsatzsteuergesetzes (UStG) ausübt. 
Sachverhalt 
Die Klägerin erwarb bei Haushaltsauflösungen Gegenstände und verkaufte diese 
über einen Zeitraum von fünf Jahren auf der Internet-Auktions-Plattform "ebay" in 
ca. 3.000 Versteigerungen und erzielte daraus Einnahmen von ca. 380.000 €. 
Entscheidung des BFH 
Der BFH hat unter Hinweis auf sein Urteil vom 26.04.2012 - V R 2/11 
entschieden, dass dies als nachhaltige Tätigkeit i.S. des § 2 Abs. 1 UStG zu 
beurteilen ist. 
Der BFH hat in seiner Zurückverweisung dem Finanzgericht aber aufgegeben, 
bisher fehlende Feststellungen zur Differenzbesteuerung nach § 25a UStG 
nachzuholen. Danach wird bei einem Wiederverkäufer, der gewerbsmäßig mit 
beweglichen körperlichen Gegenständen handelt oder solche Gegenstände im 
eigenen Namen öffentlich versteigert und an den diese Gegenstände – wie hier 
im Rahmen von privaten Haushaltsauflösungen – geliefert wurden, ohne dass 
dafür Umsatzsteuer geschuldet wurde, der Umsatz nicht nach dem Verkaufspreis, 
sondern nach dem Betrag bemessen, um den der Verkaufspreis den 
Einkaufspreis für den Gegenstand übersteigt. 
Fehlende Aufzeichnungen über Einkäufe stehen nach dem Urteil des BFH der 
Differenzbesteuerung nicht zwingend entgegen, so dass dann zu schätzen sein 
kann. Ist auf dieser Grundlage die Differenzbesteuerung anzuwenden, kommt es 
zu einer erheblichen Minderung des Steueranspruchs. 
Fundstelle 
BFH, Urteil vom 12. Mai 2022 (V R 19/20), veröffentlicht am 10. November 2022, 
vgl. die Pressemitteilung 054/22. 

https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202210213/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202210211/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202210208/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/presse/pressemeldungen/detail/unternehmereigenschaft-bei-planmaessigem-an-und-verkauf-von-waren-ueber-die-internetplattform-ebay/
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Gewinn aus der Veräußerung eines mit atypischer Unterbeteiligung 
belasteten Kommanditanteils ist nur teilweise gewerbesteuerpflichtig 
Wird ein Kommanditanteil veräußert, der mit einer atypischen Unterbeteiligung 
belastet ist, unterliegt der Veräußerungsgewinn nur insoweit der Gewerbesteuer, 
als er auf den belasteten Anteil entfällt. Im Hinblick auf den unbelasteten Anteil 
bleibt er dagegen steuerfrei. Das hat das Finanzgericht Münster in einem 
aktuellen Urteil entschieden. 
Sachverhalt 
Die Klägerin ist ein Familienunternehmen in der Rechtsform einer GmbH & Co. 
KG, bei der es aufgrund besonderer gesellschaftsvertraglicher Vereinbarungen 
üblich ist, einzelnen Familienmitgliedern, die selbst nicht Kommanditisten sind, 
Unterbeteiligungen an Kommanditanteilen einzuräumen. Diese sind stets so 
ausgestaltet, dass die Unterbeteiligten steuerlich als Mitunternehmer anzusehen 
sind (sog. atypische Unterbeteiligungen). Im Streitjahr 2014 veräußerte einer der 
Kommanditisten seinen gesamten Kommanditanteil ausdrücklich ohne 
Mitübertragung der hieran zugunsten einer Erbengemeinschaft bestehenden 
Unterbeteiligung in Höhe von ca. 1/3 des Kommanditanteils. 
Das Finanzamt unterwarf den Veräußerungsgewinn aus dem Kommanditanteil 
bei der Klägerin in vollem Umfang gemäß § 7 Satz 2 Nr. 2 GewStG der 
Gewerbesteuer mit der Begründung, dass sowohl der Kommanditist als auch die 
Erbengemeinschaft lediglich mittelbar über die als Mitunternehmerschaft 
anzusehende Unterbeteiligungsgesellschaft an der Klägerin beteiligt gewesen 
seien. Hiergegen wandte die Klägerin ein, dass allein der Kommanditist als 
unmittelbar beteiligte natürliche Person seinen Kommanditanteil veräußert habe. 
Richterliche Entscheidung 
Das Finanzgericht Münster hat der Klage teilweise stattgegeben. 
Der Veräußerungsgewinn unterliege nur insoweit der Gewerbesteuer, als er auf 
den mit der Unterbeteiligung belasteten Kommanditanteil entfällt. 
Veräußerungsgewinne seien zwar grundsätzlich nicht in die gewerbesteuerliche 
Bemessungsgrundlage einzubeziehen. Nach der ausdrücklichen gesetzlichen 
Anordnung in § 7 Satz 2 Nr. 2 GewStG gelte dies jedoch nicht, soweit der Gewinn 
aus der Veräußerung eines Mitunternehmeranteils nicht auf eine natürliche 
Person als unmittelbar beteiligter Mitunternehmer entfällt. Das Gesetz erfasse 
auch doppelstöckige Personengesellschaften und lasse keine einschränkende 
Auslegung zu. 
Im Streitfall sei die Erbengemeinschaft lediglich mittelbar über die 
Unterbeteiligungsgesellschaft an der Klägerin beteiligt gewesen. Diese 
Unterbeteiligungsgesellschaft sei steuerlich als Mitunternehmerschaft anzusehen, 
was zu einer doppelstöckigen Gesellschaftsstruktur führe. Die Erbengemeinschaft 
habe ihre Mitunternehmerstellung aus ihrem Verhältnis zum Kommanditisten als 
Hauptbeteiligten und nicht aus ihrem Verhältnis zur Klägerin als 
Hauptbeteiligungsgesellschaft abgeleitet. 
Demgegenüber sei der Veräußerungsgewinn in Bezug auf den unbelasteten 
Anteil des Kommanditisten nicht der Gewerbesteuer zu unterwerfen. Vielmehr sei 
der Kommanditist trotz der bestehenden Unterbeteiligung unmittelbar als 
Mitunternehmer an der Klägerin beteiligt geblieben. Die Konstellation des 
Streitfalls sei nicht vergleichbar mit der Einbringung eines vollständigen 
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E-MAIL SENDEN 

 

Weitere interessante News und 
Entscheidungen finden Sie in unserem 
Blog Steuern & Recht  
 
 
 
 

HIER 
 

ZUM SEMINAR 

Kommanditanteils in eine Obergesellschaft. Vielmehr habe der Kommanditist in 
Bezug auf seine Beteiligung an der KG weiterhin Mitunternehmerrisiko getragen 
und Mitunternehmerinitiative entfaltet. 
Die vom Gericht zugelassene und von beiden Beteiligten eingelegte Revision ist 
beim Bundesfinanzhof unter dem Az. IV R 26/22 anhängig. 
Fundstelle 
Finanzgericht Münster, Urteil vom 15. September 2022 (1 K 2751/20 G), vgl. die 
Pressemitteilung Nr. 22 vom 15. November 2022; die Revision ist beim BFH 
unter dem Az. IV R 26/22 anhängig. 

 
 
 
 

 
 
 
 
 
Terminplaner 
  
Aktuelles zur Umsatzsteuer – Spotlight: 
Betriebsveranstaltungen 
Webinar, 29.11. 
 

 

Wir freuen uns auf Sie! 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 
 
 

Noch Fragen? 
 
Dann sprechen Sie bitte Ihren PwC-Berater an oder senden Sie eine E-Mail. 

Alle aktuellen Veranstaltungen finden  
Sie in der PwC Veranstaltungssuche. 
 

 
 
 

VERANSTALTUNGSSUCHE 
 

mailto:PwC_Mandanteninformation@de.pwc.com
https://blogs.pwc.de/steuern-und-recht/
https://blogs.pwc.de/steuern-und-recht/
https://www.pwc-events.com/azu-spotlight
https://www.justiz.nrw.de/nrwe/fgs/muenster/j2022/1_K_2751_20_G_Urteil_20220915.html
https://www.fg-muenster.nrw.de/behoerde/presse/pressemitteilungen/PM_22_15_11_2022/index.php
https://www.pwc.de/de/veranstaltungen.html
https://www.pwc.de/de/veranstaltungen.html
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Die Beiträge sind als Hinweise für unsere Mandanten bestimmt. Für die Lösung 
einschlägiger Probleme greifen Sie bitte auf die angegebenen Quellen oder die 
Unterstützung unserer für Sie tätigen Büros zurück. Teile dieser 
Veröffentlichung/Information dürfen nur nach vorheriger schriftlicher Zustimmung 
durch den Herausgeber nachgedruckt und vervielfältigt werden. 
Meinungsbeiträge geben die Auffassung der einzelnen Autoren wieder. 
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